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Land Hessen 

Infrastrukturgesellschaft: 

Konkrete Zusagen eingefordert! 
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 Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder, 
 
nachdem sich bereits am 15. November 2017 der Fachvorstand Tarifpolitik 
des dbb, Volker Geyer, und der Hessische Innenminister, Peter Beuth, zu 
einem Meinungsaustausch über die Errichtung der Infrastrukturgesellschaft 
getroffen und am 12. Januar 2018 in Wiesbaden die Fortführung der Gesprä-
che auf Fachebene stattgefunden haben, sind am 21. Juni 2018 dbb und Ver-
treter des Landes Hessen im Hessischen Verkehrsministerium zu einem 
konkretisierenden Gespräch erneut zusammengekommen. 
 
Die Kommission des dbb, unter anderem bestehend aus den Kollegen Hermann-
Josef Siebigteroth (stellvertretender Vorsitzender der Bundestarifkommission des 
dbb und VDStra-Bundesvorsitzender), Heinrich Roßkopf (Landesvorsitzender 
VDStra) und Jörg Thiemann (stellvertretender Landesvorsitzender VDStra), hat 
den Vertretern des Hessischen Innenministeriums, des Hessischen Verkehrsmi-
nisteriums und Hessen Mobil erneut die Befürchtungen der betroffenen Beschäf-
tigten vorgetragen. Insbesondere nach der Bekanntgabe des bisherigen Standort-
konzeptes für die Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere Bundes-
straßen (IGA) durch den Bundesverkehrsminister sind die Befürchtungen noch 
größer geworden. Grund hierfür: Für Hessen ist nicht eine einzige Niederlassung 
vorgesehen! Im endgültigen Standortkonzept muss das anders sein! 
 
Vor diesem Hintergrund erneuerten die Kollegen Siebigteroth und Roßkopf die 
Forderung nach umfassender Absicherung der Beschäftigten. Dies betrifft unter 
anderem den Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen, eine Standortsicherung 
und ein Versetzungsschutz. Zudem forderten sie ein Rückkehrrecht bei künftigen 
PPP-Projekten.  
 
Der dbb erinnerte das Land daran, dass die Hessische Landesregierung hervor-
hob, die Interessen der Beschäftigten in den Vordergrund zu stellen. Das könne 
jetzt sofort durch die entsprechende rechtsverbindliche Garantie in Form eines Ta-
rifvertrages zum Schutz der betroffenen Beschäftigten geschehen. Das Land sig-
nalisierte Verständnis für die Forderung nach schützenden Regelungen, stellte je-
doch die Form in Frage. Die Gespräche sollen nun nach weiteren internen Bespre-
chungen Anfang August 2018 in Wiesbaden fortgesetzt werden. 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wir kämpfen für die Mitglieder unserer Fachgewerkschaften! 
Deshalb: Mitglied werden! Jetzt! 

 
Der dbb hilft! 
 
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente Fach-
gewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den 
Beschäftigten des öffentlichen Diensts und seiner privatisierten Bereiche Unter-
stützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlich überzeu-
genden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die Durch-
setzungskraft einer Solidargemeinschaft. 
Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im  
öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist 
die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor Ort über www.dbb.de, über 
Flugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles. 
Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von 
dbb beamtenbund und tarifunion – es lohnt sich! 
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Hintergrund 
Im Rahmen der Ländereinigung über die Neuregelung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs vom Dezember 2016 war festgelegt worden, dass die Verwal-
tung von Bundesautobahnen und einem Teil der Bundesfernstraßen künftig 
zentral vom Bund ausgeführt wird. Mit Ausfertigung und Verkündung des Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgesetzes und des Fernstraßen-Überleitungs-
gesetzes (FernstrÜG) vom August 2017 steht fest, dass ein Großteil der Be-
schäftigten in den Straßenbauverwaltungen der Länder und Landesbetrieben 
auf die neu zu gründende Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere 
Bundesfernstraßen übergehen wird. Im FernstrÜG ist vorgesehen, dass dieser 
Übergang durch einen Tarifvertrag begleitet werden soll. Ein Tarifvertrag ist des-
halb notwendig, um Nachteile auf Seiten der Beschäftigten zu vermeiden und 
die Akzeptanz des Transformationsprozesses zu erhöhen. Gleichzeitig gilt es, 
die künftigen Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Infrastrukturgesell-
schaft und möglichen regionalen Tochtergesellschaften rechtssicher tarifvertrag-
lich auszugestalten. Für diejenigen Beschäftigten die nicht wechseln, gilt es nach 
Ansicht des dbb, Absicherungsregelungen zu schaffen.  
 


